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Debatten über die Ganztagsschule
sind in Österreich ein unüber-
sichtliches, von parteipolitischen
Gräben durchzogenes und vieler-
orts ideologisch vermintes Gelän-
de. Sie sind für alle Beteiligten an-
strengend und einigermaßen er-
müdend, denn die Argumente (be-
ziehungsweise teils auch Schein-
argumente) sind weitgehend aus-
getauscht, wenngleich erfolglos.

Distanzierten Beobachtern ver-
spricht die Diskussion allerdings
immerhin insofern noch interes-
sante Einblicke, als sie eine Viel-
zahl bekannter Problemzonen des
Schulsystems gleichsam unter
dem Brennglas bündelt: Kaum ein
anderes bildungspolitisches The-
ma macht (vielleicht abgesehen
von den Auseinandersetzungen
um Gesamtschule und Gymnasi-
um) die Diskrepanzen zwischen
den aus unterschiedlichen Per-
spektiven an die Schule gerichte-
ten Anforderungen, Erwartungen
und Wünschen von Schülern,
Lehrern und Eltern, Politik und
Pädagogik, Wirtschaft und Wis-
senschaft dermaßen deutlich.

Nur der naive Geist glaubt heu-
te noch, in der Schule könne es
einfach um das Lernen und die
Entwicklung von Kindern/Jugend-
lichen im Rahmen des jeweils ak-
tuellen Lehrplans gehen. Eine dif-
ferenzierte Diagnose sieht demge-
genüber, dass die Schule als ge-
sellschaftliche Institution in ein
dichtes, teils widersprüchliches
Zielsystem eingebettet ist und die
Bewältigung der daraus resultie-
renden Spannungen einen steti-
gen Balanceakt erfordert: Die
Schule soll individuelle Bedürf-
nisse ebenso wie gesellschaftliche
Bedarfe bedienen, sie soll sich an
professionellen Werten und an
budgetären Wirklichkeiten orien-
tieren, sie soll es allen recht ma-
chen und niemandem wehtun.

Die Ganztagsschule gilt in die-
ser Situation den einen als bil-
dungspolitischer Königsweg, den
anderen hingegen als Holzweg –
während die empirische For-
schungslage zur (pädagogischen)
Wirksamkeit weiterhin eher „un-
übersichtlich“ bleibt, wie zum
Beispiel der „Nationale Bildungs-
bericht“ aus dem Jahr 2018 etwas
resignativ resümieren musste.

Vor(ur)teile
In der politischen Dimension wird
in besonderem Maße die Förde-
rung von Bildungsgerechtigkeit
ins Treffen geführt, also dass for-
male Bildungsabschlüsse weniger
vererbt werden, wenn deren Er-
langung nicht mehr so stark vom
jeweiligen Elternhaus sowie des-
sen Ressourcenausstattung ab-
hängt. Dem steht die Gefahr der
verstärkten Delegierung von Ver-
antwortung gegenüber, wenn sich
Erziehungsberechtigte dann noch
weniger als bisher für den Schul-
erfolg des Nachwuchses verant-
wortlich fühlen müssten.

In der ökonomischen Dimensi-
on wird mit Blick auf den Arbeits-
markt betont, dass durch die
Ganztagsschule weniger Betreu-
ung zuhause erforderlich sei, wes-
halb Eltern und hier vor allem
Mütter in höherem Maße dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung stün-
den. Stiegen zugleich die Chancen
auf schulischen Erfolg, produzier-
te also das Schulsystem weniger
Abbrecher, Analphabeten und Ar-
beitslose, könnte dies eine lang-
fristige Ersparnis für staatliche
Unterstützungssysteme bringen.

In der sozialen Dimension wird
in erster Linie darauf hingewie-

sen, dass die Ganztagsschule in
Bezug auf Sozialkompetenz von
Vorteil sei, weil soziale Lerngele-
genheiten geschaffen würden und
weniger Vereinsamung der Schü-
ler (durch Internet, Gaming etc.)
drohe. Zugleich sind die Auswir-
kungen aufs Gemeinwesen noch
unklar, weil die außerhalb der
Schulzeit nur noch kaum flexibel
verfügbare Freizeit vor allem im
ländlichen Raum die Vereine um
ihren Nachwuchs bangen lässt.

In der kulturellen Dimension
wird auf die Ausweitung schuli-
scher Ausbildungsinhalte hinge-
wiesen (Kritikfähigkeit in Zeiten
von Fake News, Gesundheitsbe-
wusstsein in Zeiten von Fast
Food), wofür mehr Zeit verfügbar
sein müsse. Doch steht die Ganz-
tagsschule zugleich unter Ideolo-
gieverdacht, weil geringere Ein-
flussmöglichkeiten der Familie
auf neue Chancen für staatliche
Zugriffe träfen und ehemals pri-
vate Bereiche der Erziehung nun
auf die Agenda staatlicher Steue-
rung gesetzt würden.

Verwirrung
Wie man es auch dreht und wen-
det: Den zwei zentralen Positio-
nen in diesen und anderen Punk-
ten, die letztlich alle auf die Frage
Pro oder Contra Ganztagsschule
hinauslaufen, scheint eine (impli-
zite) Entscheidung zwischen zwei
klassischen Prinzipien zur Koor-
dination des sozialen Handelns
zugrunde zu liegen: Hierarchie
des Staates einerseits, Wettbe-
werb des Marktes andererseits.
Dazu kommt, dass Vertreter der
diametral entgegengesetzten Posi-
tionen in diesem Meinungsstreit
sich vor allem an den Nachteilen
der jeweiligen Gegenposition ab-
zuarbeiten pflegen, anstatt deren
Vorteile anzuerkennen und zu-
gleich die Nachteile der eigenen
Position in Rechnung zu stellen.

So weisen Verfechter einer ver-
pflichtenden Ganztagsschule auf
die mutmaßlichen Nachteile der
Halbtagsschule hin – und umge-
kehrt. Dies führt in eine unerfreu-
liche, argumentative Patt-Situati-

on, die der Physiker und Philo-
soph Herbert Pietschmann einmal
als „H-X-Verwirrung“ bezeichnet
hat, weil die Diskussion gewisser-
maßen „übers Kreuz“ geführt
wird. Gewissermaßen als Kollate-
ralschaden bringt dies zudem die
im schulischen Kontext (früher)
eine wesentliche Rolle spielende
Profession als drittes klassisches
Koordinationsprinzip neben Hier-
archie und Wettbewerb unter zu-
sätzlichen Druck – nämlich zu-
gleich unter die Räder des Staates
einerseits und unter jene des
Marktes andererseits.

Angesichts der (trotz zahlrei-
cher Befunde aus der empirischen
Bildungsforschung) noch immer
fehlenden eindeutigen Evidenzen
für die Erreichung der mit ganztä-
gigen Formaten beabsichtigten Ef-
fekte, allen voran verbesserte
Kompetenzentwicklung sowie als
erhoffte Folgewirkung verringerte
strukturelle Benachteiligung,
bleibt die Debatte über die Ganz-
tagsschule also eine gesellschafts-
politische und ideologisch imprä-
gnierte, wenngleich keine im en-
geren Sinne bildungspolitische,
sondern eher eine bildungsökono-
mische Auseinandersetzung.

Es scheint weniger um mehr
Gerechtigkeit im Sinne einer Ent-
kopplung formaler Bildungsab-
schlüsse vom Elternhaus (Effekti-
vität) oder um mehr Wirtschaft-
lichkeit im Sinne eines positiven
„return on investment“ für Bil-
dungsinvestitionen (Effizienz) zu
gehen, sondern vielmehr um die
staatliche Steuerung und Subven-
tionierung des Arbeitsmarktes im
Sinne einer Anpassung des schu-
lischen Betreuungsangebotes für
berufstätige Eltern (vor allem
Mütter) und letztlich um ein so-
wohl (neo)sozialistisches als auch
(neo)liberales Projekt der norma-
tiven Pädagogik und Politik zur
„Bildung der Gesellschaft“.

Nicht umsonst hatten und ha-
ben ganztägige Schulformen in
den verschiedensten politischen
Systemen einen festen Platz (in
sozialistischen wie der DDR eben-
so wie in liberalen wie Frankreich

und Großbritannien) beziehungs-
weise keinen Platz (wie einst in
der BRD, wo laut einer aktuellen
Studie die Systemkonkurrenz zur
DDR deren Einführung im Lichte
politstrategischer Überlegungen
verhindert haben soll).

Angesichts dieser Situation
darf die Frage gestellt werden, in-
wieweit bildungspolitisch ge-
rahmte Zielsetzungen mit dem
Anspruch auf Nachhaltigkeit
durch strukturelle Rahmenbedin-
gungen wie die Ganztagsschule
erfüllt werden können. Zu den
Herausforderungen moderner Bil-
dungssysteme in der „überforder-
ten Gesellschaft“ (wie sie der So-
ziologe Armin Nassehi nennt) ge-
hört es ja, mit Ansprüchen ande-
rer gesellschaftlicher Bereiche
umzugehen (wirtschaftliche Inter-
essen, gerechte Chancen etc.), ob-
wohl sich diese vom pädagogi-
schen Selbstverständnis des Bil-
dungssystems mit seinem Fokus
auf individuelle Entwicklung und
Entfaltung unterscheiden. In die-
sem Spannungsfeld ist die Politik
gefordert, klare und kollektiv bin-
dende Entscheidungen im Interes-
se der Gesellschaft zu treffen –
und auch durchzusetzen.

Der Blick in die Vergangenheit
zeigt leider, dass derartige Versu-
che häufig zu bildungspolitischen
Blockaden geführt haben und die
unterschiedlichen Positionen ins-
besondere bei strukturellen Pro-
jekten zwischen Zustimmung und
Ablehnung immer wieder taktisch
ausgetestet wurden. So lehnte Bil-
dungsministerin Elisabeth Gehrer
(ÖVP) im Jahr 2003 die Ganztags-
schule ab, weil sie die Autonomie
der Schulen gefährden würde. Auf
Seiten der Gewerkschaft war man
mäßig begeistert, während die
Wirtschaftskammer es begrüßt
hätte und die Schulen zu verläss-
lichen Partnern für die Arbeitge-
ber machen wollte.

Bei all diesen Bemühungen
stand die Idee der zentralen Steu-
erung des Bildungswesens im
Vordergrund. Politik bildet aber
heute nicht mehr ein Zentrum der
Gesellschaft, von dem aus die

zentrale Steuerung beziehungs-
weise die „Bildung der Gesell-
schaft“ gelingen kann. Vielmehr
ist es ihre Aufgabe, auf administ-
rativem Weg systemische Anreize
zu schaffen, um die Gleichzeitig-
keit unterschiedlicher Interessen
zu balancieren.

Initiativen der Bildungspolitik
wie aktuell die Einführung von
Qualitätsmanagement in Schulen
zur Stärkung der Autonomie der
Schulstandorte hinsichtlich ihrer
Entwicklungsplanung sind zwar
zu befürworten. Der zweite Blick
zeigt aber auch hier eine toxische
Steuerungsphilosophie, die davon
ausgeht, alle Details direktiv im
Sinne einer ministeriellen Mecha-
nik „von oben nach unten“ steu-
ern und kontrollieren zu können.
Strukturell sehen wir darin die
idealtypische Ausprägung einer
behördlichen, bürokratischen Lo-
gik: Schulen sind nachgeordnete
Stellen der Bildungsdirektionen
auf Länderebene, diese sind nach-
geordnete Dienststellen des Bun-
desministeriums. Landeshaupt-
leute stehen präsidial den Bil-
dungsdirektionen vor, die wieder-
um als „Verwaltung zwischen al-
len Stühlen“ zu bezeichnen sind.

Vertrauen
Es braucht wenig Vorstellungsver-
mögen und nicht unbedingt ver-
tiefte Kenntnis zeitgenössischer
System- oder Steuerungstheorie,
um zu erkennen, dass Bildungs-
politik und -administration unter
den aktuellen, globalisierten ge-
sellschaftlichen Verhältnissen so
kaum möglich sind. Vielmehr
wird seit Jahrzehnten die Lösung
vieler Probleme erfolgreich ver-
hindert. Was es hingegen für zu-
kunftsfähige Steuerung braucht,
darin sind sich Bildungsforsche-
rinnen und -forscher wenig über-
raschend weitgehend einig: mehr
dezentrale Entscheidungsautono-
mie in Teilbereichen des Bil-
dungssystems und mehr Freiheit
an den Schulstandorten (weniger
geht ohnehin kaum).

Insofern wären bildungspoliti-
sche Brenngläser wie die Frage ei-
ner verpflichtenden Ganztags-
schule gute Ansatzpunkte für kri-
tische Selbstreflexion: Hierzulan-
de scheint man ja (auch) in bil-
dungspolitischen Fragen klare
Entscheidungen zu scheuen und
Mittelwege im Sinne österreichi-
schen Lösungen zu suchen. Ei-
nem bekannten Sprichwort nach
kommt man nicht mit zwei Schrit-
ten über einen Abgrund; jedoch
stellen Kompromisse in komple-
xen Systemen nicht grundsätzlich
ein Problem dar: Zwischen der
Scylla des Staates und der Cha-
rybdis des Marktes eröffnet sich
ein Raum autonomer Entschei-
dungen.

Das ist gut so. Es ist nämlich
kaum plausibel, dass ein einziges
Schulmodell den unterschiedli-
chen Herausforderungen in Bil-
dungsregionen und an Schul-
standorten gerecht werden kann.
Angesichts der bisherigen Praxis
im Schatten einer hierarchischen
Anordnungs- und Weisungskultur
wird es freilich beträchtliche An-
strengungen erfordern, auf eine
heterarchische Kultur gegenseiti-
gen Vertrauens umzustellen. ■
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